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Extinction Rebellion ist bekannt als radikaler Teil der Umweltbewegung und
als enger Bündnispartner von FridaysforFuture. Gerade in Großbritannien
und den USA sind sie im Fokus der öffentlichen Debatte. Doch wofür stehen
sie? Was sind ihre Taktiken? Und was ihre Stärken und Schwächen? Mit
diesen Fragen möchte sich dieser Artikel auseinandersetzen.

Was macht Extinction Rebellion?

XR ist eine auf öffentlichkeitswirksame Aktionen abzielende Bewegung, die
vor allem in Großbritannien viele Anhänger_Innen und große Protestaktionen
organisiert hat. Auch in Deutschland existieren ca. 30 Ortsgruppen von XR.
Zunächst  einmal  muss  man  positiv  hervorheben,  dass  durch  XR  viele
Jugendliche aktiv auf die Straße gehen und in Konflikt mit dem bürgerlichen
Staat treten, gegen den wir letztlich die Rettung unserer Lebensgrundlagen
durchsetzten  müssen.  Weiterhin  hat  XR  es  geschafft,  zumindest  in
Großbritannien eine große Öffentlichkeit zu erreichen und so die öffentliche
Debatte maßgeblich zu beeinflussen. Dies geschieht vor allem in Aktionen
zivilen  Ungehorsams  wie  Straßenblockaden  aber  auch  in  künstlerischen
Protestformen wie z. B. „Die-Ins“ (sich an öffentlichen Orten massenweise
totstellen). In Großbritannien erreichten die Aktionen teilweise eine Größe
von 6000 Teilnehmer_Innen und führten  inzwischen zu  hunderten,  wenn
nicht tausenden, Verhaftungen. Laut XR ist es sogar das Ziel Verhaftungen
zu provozieren, um eine größere Öffentlichkeit zu schaffen. Weiterhin soll
gewaltfrei  agiert  werden,  damit  die  Öffentlichkeit  sich  eher  mit  den
Protesten  solidarisiert.
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Die Positionen von XR

Bevor wir uns mit den Aktionsformen auseinandersetzen, geben wir zunächst
die Forderungen von XR wieder:

1. Tell the Truth (Sprecht die Wahrheit)!

Die  Regierung  solle  den  Ernst  der  Lage  anerkennen  und  einen
„Klimanotstand“  ausrufen  statt  den  Klimawandel  zu  leugnen  oder  das
Problem herunterzuspielen. Außerdem solle in den Massenmedien darüber
aufgeklärt werden.

2. Act Now (Jetzt Handeln)!

Die Regierung solle Maßnahmen ergreifen, um den Verlust an Biodiversität
zu verhindern und einen Nettotreibhausgasausstoß von 0 bis zum Jahr 2025
zu erreichen.

3. Beyond Politics (Jenseits von Politik)!

Dies stellt darauf ab Bürger_Innenversammlungen einzuberufen, welche die
Entscheidung über  die  Frage der  Umweltpolitik  treffen  sollen  und diese
Entscheidung als Empfehlung an die Regierung aussprechen sollen.

Probleme der Taktik

So beachtenswert der Aktivismus ist, er hat auch Grenzen, denn diese Taktik
kann  momentan  nur  von  einem  begrenzten,  privilegierten  Kreis  von
Aktivist_Innen  angewandt  werden.  Insbesondere  Menschen  mit  einem
unsicheren Aufenthaltsstatus können es sich schlicht nicht leisten, verhaftet
zu werden. Auch Menschen in bestimmten Berufen, mit offenen Verfahren
oder auf Bewährung sind von solchen Aktionen ausgeschlossen.

Andererseits drückt sich in den Aktionen des zivilen Ungehorsams und den
Forderungen eine Scheinradikalität  aus.  Die Aktionen wirken radikal  und
aufopfernd aber ersetzen bei XR konkrete Lösungsvorschläge. Diese werden
dann  doch  der  Öffentlichkeit,  den  Investor_Innen  und  Regierungen
überlassen. „Beyond Politics“ bewegt sich unterm Strich völlig im Rahmen



der bestehenden kapitalistischen Politik und die ersten zwei Forderungen
gehen  über  Bitten  an  die  Politik  der  Regierungen  nicht  einmal  hinaus.
Weiterhin  i s t  d ie  dr i t te  Forderung  undemokrat isch,  denn
Bürger_Innenversammlungen  stellen  keine  demokratisch  gewählten
Vertreter_Innen dar. Was wie breite Beteiligung wirkt, ist in Wirklichkeit eine
Verschleierung der Kräfteverhältnisse im kapitalistischen Staat. Die Frage,
welche Klasse den Ton im Staat angibt, wird ausgeklammert.

Es  sind  die  Eigentümer_Innen  von  Stromkonzernen,  Autokonzernen  und
Transportunternehmen, die in unserem System herrschen und deren Macht
in der parlamentarischen Demokratie verschleiert wird. Sie haben insofern
kein Interesse daran einen effektiven Klimaschutz zu schaffen,  sobald er
ihren Profitinteressen entgegensteht. Die heutige Klimakrise geht auf ihre
Kappe – genauso wie auf die Kappe der Regierungen, die XR um eine Lösung
der Klimakrise bittet.

Weiterhin  ist  die  Umweltzerstörung  ein  globales  Problem,  welches  nur
international gelöst werden kann. Solange sich die Weltwirtschaft  in den
Händen  konkurrierender  kapitalistischer  Blöcke  befindet,  wird  keine
internationale Zusammenarbeit beim Klimawandel möglich sein. Wir müssen
die großen Energie-, Verkehrs- und Verschmutzungsindustrien enteignen und
demokratisieren,  ihre  technischen  Befugnisse  und  Vermögenswerte
zusammenführen,  um  den  Übergang  zur  nachhaltigen  Produktion  zu
beschleunigen,  ja  überhaupt  erst  zu  ermöglichen.

Welche Aktionsform?

Daher fordern wir massenhafte, kollektive Aktionsformen, die den Kern der
verantwortl ichen  Industrien  treffen:  Streiks,  Besetzungen,
Massendemonstrationen.  Auch eine Platzbesetzung wie sie  XR in London
ausgeführt hat kann sinnvoll sein. Es braucht aber vor allem demokratisch
gewählte  Organe  von  Arbeiter_Innen,  Unterdrückten  und  Jugendlichen,
welche  die  im  Rahmen  von  FFF  und  XR  begonnen  Aktionen  verstärkt
international koordinieren und daraus Räte und Komitees entwickeln, die die
Umstrukturierung der Industrie selbst vornehmen.



In diesem Zusammenhang stellt sich auch die Frage der Gewaltfreiheit. Da es
hierbei um das Überleben der Menschheit geht, ist eigentlich klar, dass im
Notfall leider Gewalt angewendet werden muss. In der Tat ist die Alternative
dazu es weiter zuzulassen, dass Klimakiller unsere Umwelt zerstören, alles
andere als gewaltfrei. Sie bedeutet nämlich massenhafte Vertreibung und
letztlich die Zerstörung der Lebensgrundlage vieler Millionen Menschen.

Die Frage ist, welche Art von Gewalt und Aktionsform für uns sinnvoll ist.
Sicher  können  „Die-Ins“  genauso  wie  die  Aktionen  von  Ende  Gelände
kurzzeitig einen Ablauf in der Industrie oder im öffentlichen Leben stören
und ein medienwirksames Symbol darstellen. Wirklich unter Druck setzen
wird  dies  aber  weder  Regierung  noch  Konzerne.  Erst  eine  massenhafte
militante Streikaktion kann das tun. In diesem Sinne sollten die Schulstreiks
fortgeführt werden und die Verbindung zu Arbeiter_Innen suchen. Die Polizei
wird nicht dazu geneigt sein,  solche Aktionen mit Samthandschuhen und
Humor zu behandeln – aber diese können organisiert und kollektiv verteidigt
werden.

Wie gehen wir mit XR um?

Wir glauben, dass es notwendig und richtig ist sich solidarisch mit XR zu
zeigen, denn sie kämpfen für ein richtiges und notwendiges Ziel. Sie schaffen
es tausende Jugendliche anzusprechen, zu politisieren und in einen Konflikt
mit dem herrschenden System und seinen Repressionsorganen zu bringen.
Wir fordern: Keine Repression gegenüber den Aktivist_Innen! Fallenlassen
aller Verfahren und Freiheit für die politischen Gefangenen!

Gleichzeitig denken wir, dass andere Aktionsformen notwendig sind, um den
Kampf gegen Umweltzerstörung weiterzutreiben. Es braucht nicht nur eine
Radikalität in Aktionen, sondern vor allem in Losungen und Forderungen, wie
wir einige oben angerissen haben. Deshalb bieten wir mit diesem Artikel XR
und allen anderen Interessierten eine Diskussion über Aktionsformen und
politische Ausrichtung an.



Antifa heißt CDU wählen? What
the fuck?!
Peter Böttcher

Es gibt Tage, an denen Linke „verkehrte Welt“ zu spielen scheinen. Zum
Beispiel, wenn sie staatliche Repression gegen andere Linke befürworten und
bei  Hausdurchsuchungen  bei  vermeintlichen  Mitgliedern  unliebsamer
Gruppen ganz unverhohlen ihre  Schadenfreude äußern.  Oder  aber  eben,
wenn sie sogar zur Wahl von CDU-Kandidaten aufrufen. So heißt es in einem
Tweet der Linksjugend Görlitz (Ostsachsen) vom 15.06.2019: ,,Antifa heißt
CDU wählen, jedenfalls in #Görlitz“. Hintergrund dessen war die am 16.06.
stattgefundene Stichwahl  zum Oberbürgermeister  (OB)  in  Görlitz.  Görlitz
liegt an der polnischen Grenze und ist eine von vielen sächsischen Städten, in
denen die AfD zur Kommunalwahl die meisten Stimmen erhielt.  Der OB-
Kandidat der AfD für Görlitz, Sebastian Wippel, erzielte im ersten Durchgang
36,4%.  Der  CDU-Kandidat  Octavian  Ursu kam im ersten  Wahldurchgang
Ende Mai auf gerade mal 30,3% der Stimmen. Der Grund für den Tweet der
Linksjugend  Görlitz  war  also  die  Angst  davor,  dass  die  Stadt  beinahe
bundesweit die erste geworden wäre, in der die AfD den Oberbürgermeister
stellt. Franziska Schubert (Grüne) und Jana Lübeck (DIE LINKE) haben auf
eine  eigenständige  Kandidatur  in  der  zweiten  Runde  verzichtet  und
stattdessen zur Wahl von Octavian Ursu von der CDU aufgerufen. Somit
standen sich zur finalen Stichwahl nur ein Kandidat der CDU und der AfD
gegenüber. Neben den Parteien DIE LINKE und den Grünen riefen auch die
SPD und Görlitzer Wählerbündnisse zur Wahl des CDU-Kandidaten Octavian
Ursu auf. Die finale Stichwahl war sehr knapp und bis zuletzt ein Kopf-an-
Kopf Rennen. Jedoch konnte sich Octavian Ursu mit 55,2% der Stimmen
knapp gegen den AfD-Kandidaten Sebastian Wippel durchsetzen 44,8%. Das
heißt, ein (Wahl-)Bündnis über alle Parteien hinweg hat letztlich den Sieg
eines rechtspopulistischen OB-Kandidaten verhindert.
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Als Linke CDU wählen – wirklich alternativlos?

LINKE- Politiker Mirko Schulze schrieb: ,,Ich habe es getan, zum ersten Mal
in  meinem Leben  CDU gewählt,  kein  gutes  Gefühl,  aber  heute  wirklich
alternativlos“. Doch ist der Aufruf zur Wahl eines CDU-Politikers durch eine
linke Partei und ihren Jugendverband tatsächlich alternativlos? Wir sollten
nicht vergessen, dass es die CDU war, die durch ihre neoliberale Politik,
durch Sozialkürzungen, sogenannte „Sparmaßnahmen“, die Ausweitung von
prekären Beschäftigungsverhältnissen wie Leih- und Teilzeitarbeit und eine
Anpassung an die Programmatik der Rechtspopulist_Innen erst der AfD in die
Hände gespielt hat. Auch ist es die CDU, die mit ihrer Politik maßgeblich für
den  Ausverkauf  der  ehemaligen  DDR,  für  die  massive  Vernichtung  von
Arbeitsplätzen und auch für die krassen Lohnunterschiede zwischen Ost und
West verantwortlich ist. Die CDU ist also selbst Teil des Problems und eben
keine Alternative. Ihre neoliberale Politik ist der Heizkessel des Siegeszuges
der AfD, ihre rassistische Rhetorik kaum von jener der Rechtspopulist_Innen
zu  unterscheiden  und  ihre  Umsetzung  von  Forderungen  der  AfD  und
Verabschiedung rassistischer Gesetze bestätigt lediglich weiter die rechten
Wähler_Innen. Eine Partei, die für die Abschiebung tausender Geflüchteter,
für Repression gegen Linke, für eine unsoziale Politik und die Abwälzung der
Krisenlasten auf die Lohnabhängigen, für die Verschärfung der Asylgesetze
und Verabschiedung von autoritären Polizeigesetzen verantwortlich ist, sollte
eigentlich von Linken nicht durch eine Wahlempfehlung gewürdigt werden.
Eine solche Partei muss bekämpft statt gewählt werden.

Warum gibt es kein kleineres Übel?

Die Argumentation der Görlitzer Genoss_Innen ist: Die CDU sei übel, aber
immerhin ein kleineres Übel als die AfD. Es stimmt zwar, dass die AfD in
vielen Punkten die CDU an Ekelhaftigkeit noch überbietet, allerdings ist es
dennoch ein Trugschluss, daraufhin für die Wahl der CDU aufzurufen. Um
das zu verstehen ist es notwendig in Kategorien von Klassen zu denken.
(FUSSNOTE:  Andersherum  ist  es  ebenso  notwendig  sich  von  diesen
Kategorien  zu  verabschieden,  um  die  CDU  zu  wählen) .  Die
Arbeiter_Innenklasse ist das revolutionäre Subjekt im Kapitalismus, unsere
Aufgabe muss es sein, sie zu organisieren, um den Sturz des kapitalistischen



Systems zu erreichen. Aus verschiedenen Gründen ist das Bewusstsein der
Arbeiter_Innen  allerdings  aktuell  weit  davon  entfernt,  stattdessen
unterstützen  auch  viele  Arbeiter_Innen  die  AfD.  Einer  der  wichtigsten
Gründe dafür ist aber, dass die „linken“ Arbeiter_Innenorganisationen wie
SPD  und  LINKE  es  eben  nicht  geschafft  haben,  die  richtigen
Handlungsvorschläge  an  die  Arbeiter_innen  zu  formulieren,  sondern
stattdessen einen Verrat an den Interessen der Arbeiter_Innenklasse nach
dem anderen begangen haben. Jetzt jeglichen Inhalt völlig fallen zu lassen
und sich der CDU, also einer Partei, die ganz klar den Klassenstandpunkt der
Bourgeoisie vertritt, unterzuordnen, ist also das genaue Gegenteil von dem,
was notwendig wäre, um das Vertrauen der Klasse zurückzugewinnen. Die
CDU sagt Danke und holt morgen zur nächsten Repression gegen Linke und
zu sozialen Angriffen auf Arbeiter_Innen aus.

Alternative

Stattdessen  hätte  die  LINKE  die  eigene  Kandidatur  aufrecht  erhalten
müssen,  auch wenn sie die Wahl verloren hätte.  Sie hätte zur Wahl der
LINKEN gegen die AfD aufrufen und unter einem klaren Programm, dass die
drängendsten  Probleme  aufgreift,  mobilisieren  müssen.  Ein  solches
Programm fordern wir von ihr auch zur kommenden Landtagswahl, wobei wir
zur  kritischen  Wahlunterstützung  der  LINKEN  aufrufen.  Doch  durchs
Kreuzchensetzen  allein  wird  sich  der  Rechtsruck  nicht  aufhalten  lassen.

Nur durch den gemeinsamen Widerstand von Arbeiter_Innenorganisationen,
LINKE,  SPD,  linken  Gruppen  und  den  Gewerkschaften  gegen  den
Rechtsruck, Rassismus & die AfD, aber auch gegen die unsoziale, neoliberale
und oftmals nicht minder rassistische Politik der Regierung ist das möglich.

Es braucht dafür Aktionskomitees in Betrieben, Schulen und Unis sowie eine
Aktionskonferenz,  auf  welcher  der  antirassistische  Kampf  verstetigt  und
koordiniert  werden  kann.  Wir  von  REVOLUTION  haben  einen  Anfang
gemacht  und am 28.06.  in  Dresden einen Schulstreik  unter  dem Slogan
„‚Fridays  Against  Racism  –  Schulstreik  gegen  Rassismus,  Sexismus,
Neoliberalismus  &  Umweltzerstörung“  organisiert  und  gezeigt,  was
Antifaschismus heißt: nämlich konsequenter Kampf auf der Straße gegen den



Rechtsruck  und  den  Kapitalismus!  Dafür  kämpfen  wir  auch  auf  der
#unteilbar Demo in Dresden am 24. August in Dresden – schließ dich uns an!

Fridays for Future: Wie können
wir gewinnen?
Lars Keller

29.07.2019

Nach rund einem halben Jahr Fridays for Future in Deutschland sind wir
nicht mehr wegzudenken! Trotz allem Gelaber von wegen wir sollen das mit
der Energiewende „den Profis“ überlassen, trotz diverser Drohungen von
Schulleitungen  und  Kultusministerien,  trotz  aller  Angriffe  die  wir  uns
anhören müssen,  bloß weil  man ein  „total  stromfressendes  Smartphone“
nutzt.

In  Aachen  waren  wir  am 21.06  beim ersten  gemeinsamen europäischen
Klimastreik mit rund 40.000 auf der Straße – der bisher größte Erfolg. Einen
Tag  später  trugen  wir  unseren  Protest  direkt  vor  die  Haustür  des
Rheinischen  Braunkohlereviers  –  der  größten  CO²  Schleuder  Europas.
Zusammen  mit  einem  Teil  von  Ende  Gelände  liefen  wir  am  Tagebau
Garzweiler II entlang ins von den Baggern bedrohte Keyenberg. Es gab sogar
schon Streiks die über den wöchentlichen Freitagstermin hinausgingen und
einige Tage andauerten!

Aus der Bundespolitik erreicht uns angesichts der Mobilisierungserfolge von
Fridays for Future nicht nur Kritik – von LINKE über Grüne und sogar bis hin
zur CSU erreichen uns Komplimente von Berufspolitiker_Innen für  unser
„tolles  Engangement“  und  „Interesse  an  Politik“.  Aber  dieses  ganze
Geschwätz bringt uns nichts für unsere Zukunft. Das erkennen viele von uns.
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Immerhin  ist  die  Untätigkeit  dieser  parlamentarischen  Schwätzer_Innen
etwas ernsthaftes gegen die Zerstörung unseres Planten und Klimas zu tun
überhaupt erst der Grund, warum wir zu Tausenden auf die Straße gehen!

Diese Untätigkeit trifft auf alle Parteien im Bundestag zu. Die AfD macht es
sich am einfachsten und leugnet den menschlichen Einfluss auf das Klima.
Aber auch die anderen Parteien kommen nicht gut weg: Die Linke und SPD
haben in Brandenburg dem Ausbau des Tagebaus Welzow zugestimmt, die
Grünen die Abholzung des Hambacher Forstes abgesegnet und das unsinnige
Stuttgart  21  unterstützt,  die  FDP  und  CDU  erst  den  Ausstieg  aus  der
Atomkraft zurückgenommen um dann nach dem Unfall von Fukushima das
Ganze doch wieder  umzudrehen.  Außerdem beteiligten sich Grüne,  SPD,
CDU  und  FDP  an  dem  faulen  Kohlekompromiss  (Ausstieg  aus  der
Braunkohleverstromung erst 2038) – genauso wie die NGOs Greenpeace und
BUND übrigens auch.

Was brauchen wir jetzt?

Viele  in  Fridays  for  Future  stellen  sich  die  Frage,  wie  die  Bewegung
weiterkommen  und  siegen  kann  –  so  auch  wir.  Doch  was  wollen  wir
überhaupt erreichen? Bundesweit tritt Fridays for Future für die Einhaltung
des 1,5 Grad Zieles, Ausstieg aus der Kohle bis 2030 sowie Nettonull bis
2035 ein. Einige lokale Gruppen, wie z.B. Frankfurt am Main gehen bereits
darüber hinaus und fordern die Gemeinden und Kommunen zum konkreteren
Handeln auf. Es zeigt sich: Viele von uns geben sich nicht mit den wenigen
bundesweiten Punkten von Fridays for  Future zufrieden und treiben den
Kampf auf lokaler Ebene weiter.

Weit verbreitet ist dabei das Mittel des „Klimanotstandes“. Derzeit läuft eine
Petition  diesen  bundesweit  durchzusetzten.  Ziel  ist,  Kommunen  dazu  zu
verpflichten, aktiv gegen den Klimawandel vorzugehen. Wir finden, dass das
ein nettes Symbol ist,  das aber noch viel weiter getrieben werden muss!
Wenn  Konzerne  trotz  aller  Mahnungen  nicht  bereit  sind,  aus  der
Braunkohleverstromung  auszusteigen,  Banken  weiter  in  Klimakiller
investieren  oder  Industrien  weiter  Verbrennungsmotoren  bauen,  dann
müssen wir die Chefetagen leider austauschen – und zwar durch wähl- und



abwählbare  Komitees  aus  den  Arbeiter_innen  und  Wissenschaftler_innen
(sowas nennt man auch Enteignung und Kollektivierung).

Das  wäre  die  logische  Konsequenz  eines  Klimanotstandes.  Wenn für  die
Reichen der Profit über dem Klima steht, dann müssen wir halt dafür sorgen,
dass  das  Klima  Vorrang  bekommt!  Nur  so  kann  eine  ökologische
Umstrukturierung der Gesellschaft erfolgen: Wir nehmen den Profit und das
Kapital  der  Konzerne  und  Industrien  und  kontrollieren  demokratisch
zusammen mit den Arbeiter_Innen dieser Industrien, wie damit zum Beispiel
die schnellstmögliche Energie- und Verkehrswende erfolgen und finanziert
werden kann.

Das  sehen  leider  viele  Aktivist_innen  in  unserer  Bewegung  nicht  so.  In
Aachen zeichnete sich allerdings auch eine Polarisierung in der Bewegung
ab. Neben dem Pol um die Partei die Grünen, BUND, Greenpeace, campact
usw. gab es auch einen sichtbaren antikapitalistischen Pol. Wir als eine der
antikapitalistischen  Kräfte  hielten  einige  Workshops  ab  und  diskutierten
dabei  auch  die  Frage  von  Revolution  und  Sozialismus  als  Lösung  der
Klimakrise.  Es  gab  dabei  viele  Kritiken  an  unserer  Position,  aber  auch
Zustimmung.  Bedeutend  war  aber  nicht  bloß  der  Inhalt  der  Diskussion,
sondern auch die Diskussion selbst. Wir denken, dass eine lebendige, breite
Diskussion um die politische Ausrichtung der Bewegung entscheidend für
das Weiterkommen von Fridays for Future ist. So kann die Bewegung in der
Basis  verbreitert  werden,  sich  gegen  politische  Angriffe  rüsten  und  für
Diskussionen mit Arbeiter_Innen und Gewerkschaften aufstellen.

Um‘s konkret zu machen: Wir sind dafür, dass Debatten und Abstimmungen
nicht bloß auf Ortsgruppen oder Plena beschränkt sind, sondern bereits auf
den Kundgebungen und Demos oder unmittelbar danach in Versammlungen
stattfinden. Dort sollten auch die bundesweiten Delegierten gewählt werden,
die wöchentlich gegenüber der gesamten Bewegung Bericht erstatten, was
läuft  und umgekehrt  die  Bewegung die  Möglichkeit  hat,  wöchentlich die
Delegierten neu zu bestimmen. Das schließt auch mit ein, dass transparent
offengelegt wird, ob die Delegierten auch in NGO‘s, Organisationen oder
Parteien  aktiv  sind.  So  bekommt  auch  die  Führung  einen  demokratisch
legitimierten  Charakter  und  wird  rechenschaftspflichtig  gegenüber  einer



breiten Basis.

Auch  braucht  es  bei  der  gegenwärtigen  Bewegungsdynamik  häufigere,
regelmäßige bundesweite Konferenzen, die für alle sozialen Hintergründe
von Schüler_Innen bezahlbar sind. Wenn bei Fridays for Future tausende auf
die Straße gehen und Massenaktionen wie in Aachen durchgeführt werden,
so  bringt  das  auch  eine  hohe  Arbeitsbelastung  für  führende,  anleitende
Aktivist_Innen mit.

Bisweilen zogen sich manche auch aufgrund von Überlastung raus. Auch hier
schafft  eine verbreiterte Demokratie und Debatte Abhilfe und zieht mehr
Aktivist_Innen in die Aufgaben. Wöchentliche Abstimmungen, Berichte und
Aufgabenverteilungen an die gesamte Bewegung können dafür sorgen, dass
viel besser auf die Dynamik der Bewegung reagiert werden kann.

Wir müssen uns auch überlegen, wie wir auf vermehrte Drohungen über
Bußgelder und Strafen von Schulleitungen und Kultusministerien antworten
wollen.  Auch  hier  liegt  für  uns  die  Lösung  in  einer  möglichst  breiten
Verankerung der Bewegung auch in den Schulen selbst. Streikkomitees an
Schulen können vor Ort Aktionen gegen Angriffe vom Direx durchführen.
Wenn  die  Schulleitung  unbedingt  Fächer  unterrichten  will,  die  es  nur
Freitags gibt, dann zwingen wir sie halt dazu, dass Fach wann anders zu
machen.

Kurz  gesagt:  Wenn  sich  10.000  statt  500  lokal  an  Fridays  for  Future
beteiligen,  gibt‘s  auch  mehr  Leute,  die  was  machen,  diskutieren  und
vorantreiben wollen. Eben das muss sich in der Führung einer Bewegung
widerspiegeln und kann auch nicht durch WhatsApp und Telegram ersetzt
werden – für diese virtuellen Gruppen haben nicht alle dieselben Ressourcen
und eine strukturierte Diskussion ist wegen mehreren Themen gleichzeitig
oft unmöglich.

Globaler Klimastreik – aber wie?

Der nächste große Mobilisierungsschwerpunkt für Fridays for Future ist der
Globale Klimastreik am 27. September. Das bietet aus unserer Sicht gleich
drei positive Möglichkeiten für die Bewegung:



Erstens, weil der Klimawandel ein globales Phänomen ist und daher nicht in
einem Land  isoliert  bekämpft  werden  kann.  Das  ist  uns  allen  natürlich
bekannt.

Zweitens ist der Klimawandel aber nicht bloß ein weltweites Problem, er
hängt auch unmittelbar mit Rassismus zusammen. Warum ist das so? Nun,
wenn  zum  Beispiel  Menschen  aus  der  Subsahara  wegen  Dürre  fliehen
müssen und dann auf die Festung Europa treffen, dann ist das Rassismus.
Wenn umgekehrt reiche Länder – wir würden sagen imperialistische Länder –
Produktionen  in  arme  Länder  (Halbkolonien)  auslagern,  Müll  dorthin
exportieren, Raubbau an den dortigen Ressourcen betreiben, dann verschärft
das wiederum umgekehrt die dortigen schlechten Lebensverhältnisse.

Deshalb  müssen  wir  den  Kampf  gegen  die  Klimakatastrophe  mit  einem
Kampf  gegen  Rassismus  verbinden  und  ganz  klar  sagen:  Grenzen  auf!
Klimawandel  ist  eine  Fluchtursache!  Zwangsläufig  muss  auch  das  ein
internationaler Kampf sein um z.B. bessere Lebensverhältnisse und gegen
Überausbeutung in der halbkolonialen Welt. Hierbei stehen uns wieder jene
Konzerne entgegen,  die  von der  Überausbeutung profitieren –  auch hier
sagen wir: Enteignung der Konzerne, Kontrolle der Arbeiter_Innen über die
Produktion  und  weltweiter,  demokratische  Plan  zum  Aufbau  der  armen
Länder  in  Verbindung  mit  einem  Notprogramm  gegen  die  ökologische
Katastrophe.

Drittens  ist  der  Aufruf  zum  globalen  Klimastreik  ein  Aufruf  zu  einem
Generalstreik. Der umfasst nicht bloß Schüler_Innen, sondern vor allem auch
die, die all den Reichtum der Gesellschaft produzieren: Die Arbeiter_Innen.
Der Klimawandel betrifft uns alle und zusammen können wir einfach mehr
Druck ausüben. Zum Beispiel haben doch auch viele Lehrer_innen bereits
gesagt, dass sie unsere Proteste unterstützenswert finden, doch was wäre,
wenn  unsere  Lehrer_innen,  Sozialarbeiter_innen,  Sonderpädagog_innen,
Erzieher_innen  und  Bibliothekar_innen  nicht  mündlich  solidarisch  sind,
sondern selber streiken? Dafür muss die Bildungsgewerkschaft GEW sie zum
Streik aufrufen. Auch die Gesundheitsberufe sind betroffen, denn mit der
globalen Erderwärmung wird eine riesige Welle von medizinischen Notfällen
auf Sie zukommen. Die Dienstleistungsgewerkschaft ver.di rufen wir deshalb



ebenso zum Streik auf wie alle anderen Gewerkschaften.

Nun  stellt  sich  die  Frage,  wie  können  wir  Arbeiter_Innen  und  ihre
Organisationen für den globalen Streik gewinnen? Ein erster Schritt ist ein
Aufruf einiger Linken in den Gewerkschaften, den Streik zu unterstützen. Wir
können  versuchen,  ihn  möglichst  weit  zu  streuen  und  an  lokale
Gewerkschaftsinitiativen oder Büros zu versenden. Aber das allein wird nicht
reichen. In Deutschland sind politische Streiks (also Streiks, die nicht direkt
was mit Löhnen oder Arbeitszeit zu tun haben) illegal und die Führungen der
Gewerkschaften sind viel  zu feige dagegen anzukämpfen.  Sie  werden im
Gegenteil versuchen, die Arbeiter_Innen vom Streik abzuhalten.

Auch die Arbeiter_Innen stehen uns teilweise feindlich gegenüber. Gerade
die in der Kohleindustrie oder der Automobilbranche fragen natürlich: Wie
behalte ich bei  der Energiewende mein Einkommen. Da bringt‘s  uns nix
einfach zu rufen: „Es gibt kein Recht auf Kohlebagger fahren!“. Wir müssen
uns im Gegenteil darüber klar werden, dass der schnellstmögliche Ausstieg
aus der Braunkohle nur durch die Arbeiter_Innen passieren kann, wir allein
als Schüler_Innen besitzen dafür leider nicht die Macht. Deswegen: Warum
nicht  mal  eine  Freitagskundgebung  vor  einem  Braunkohlemeiler,  einer
Autofabrik oder einem Busdepot machen und die Diskussion suchen? Dabei
müssen wir klar machen, dass wir die Bosse für die Energiewende zahlen
lassen  wollen  und  dass  eine  von  den  Beschäftigten  selbst  bestimmte
Umstrukturierung der Produktion stattfinden soll. Oder warum nicht mal zu
den Gewerkschaften gehen und sie auffordern, den Klimastreik einfach zu
unterstützen und auf das eingeschränkte Streikrecht zu scheißen? Es gibt
hierbei keine Garantie auf Erfolg, aber wir glauben, dass für Fridays for
Futures  eigene  Zukunft  als  Bewegung  entscheidend  sein  wird,  von  der
Schüler_Innenbewegung  zu  einer  Bewegung  der  Arbeitenden  und
Jugendlichen global zu werden. Also müssen wir zumindest probieren, die
offensten, radikalsten, jugendlichsten Teile der Arbeiter_Innen zu gewinnen.
Dass das möglich ist, beweisen die bereits jetzt schon vorhandenen Azubis
und Arbeiter_Innen, die sich solidarisch mit der Bewegung zeigen.

Wir  haben  hier  nur  einige  unserer  Gedanken  zu  Fridays  for  Future
zusammengestellt.  Wenn  ihr  Bock  habt  sie  mit  uns  zu  tiefergehend  zu



diskutieren, schreibt uns an! Wir kommen auch gern zu Eurer Fridays for
Future Aktion oder Ortsgruppe!

Gegen  Klassenjustiz  und
staatliche  Repression!
Antifaschismus  ist  kein
Verbrechen
Berliner Gericht verurteilt Antirassisten

Fast ein Jahr nach dem Ersten Mai 2018 verurteilte das Amtsgericht Mitte
einen jungen Antirassisten und Genossen zu 6 Monaten Freiheitsstrafe auf
Bewährung.  Warum?  Weil  er  gemeinsam  mit  zahlreichen  anderen
AntifaschistInnen am 1. Mai 2018 gegen ein rassistisches Straßenfest der
AfD in Berlin-Pankow protestiert hatte.

Die  DemonstrantInnen  versuchten  damals,  in  Hörweite  der  rechten
Versammlung  möglichst  lautstark  deren  Hetze  und  Demagogie
entgegenzutreten.

Die Polizei schützte an diesem Tag wieder einmal das Demonstrationsrecht
der  RassistInnen,  Rechts-PopulistInnen  und  „natürlich“  auch  von
FaschistInnen,  die  sich  gern  auf  AfD-„Festen“  tummeln.

Demgegenüber musste das Recht der GegendemonstratInnen wieder einmal
zurückstehen. Während sie versuchten, ihre Versammlung und ihren Protest
durch  Ketten  zu  verteidigen,  wurden  sie  von  Polizeikräften  abgedrängt,
geschubst und angegriffen. „Natürlich“ wurden diese Menschen dabei auch
gef i lmt  und  fotograf iert .  Schl ießl ich  s teht  der  s taat l iche
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Überwachungsauftrag allemal höher als die Privatsphäre seiner BürgerInnen.

Schließlich kam es auch zu einigen Festnahmen, darunter der Genosse, der
am 30. April vor Gericht stand. Festgenommen wurde er, weil ein einziger (!)
Polizist  bemerkt haben wollte,  dass er mit einer Fahnenstange auf einen
Polizisten eingeschlagen haben soll.

Auch wenn die Festnahme einige Zeit nach der angeblichen Aktion stattfand,
so  will  der  Beamte  den  Genossen  aufgrund  seines  „markanten
Erscheinungsbildes“ erkannt haben und leitete dann die Festnahme ein. Zu
dem eigentlichen Tatvorwurf  ließ  sich  –  abgesehen von der  Behauptung
dieses einen Polizisten – kein/e weiterer ZeugIn beibringen. Eine Polizistin
wollte zwar einen heftigen Schlag auf den Kopf eines neben ihr stehenden
Kollegen bemerkt haben, ebendieser hatte den angeblich mit „voller Kraft“
geführten Schlag auf  seinen Helm nach eigener  Aussage aber  gar  nicht
bemerkt. Er trug auch eingestandenermaßen keine Verletzung davon.

Während stundenlang Video-Material von den Protestaktionen vorlag, so ließ
sich partout keine Aufnahme finden, auf der der behauptete Tatvorgang zu
sehen gewesen wäre. Schließlich, so schon die fast tröstliche Erkenntnis,
filmt die Polizei doch nicht alles. „Kameramann Zufall“ hatte offenkundig
gerade dann gepennt, als die Situation, so der Gerichtsjargon, besonders
„dynamisch“ gewesen wäre.

Verurteilung und Klassenjustiz

All das und so manche Widersprüche der ZeugInnen beeindruckten weder
Staatsanwaltschaft  noch  das  Gericht.  Wegen  angeblicher  „versuchter
gefährlicher  Körperverletzung“  und „tätlichem Angriff  auf  Polizeibeamte“
wurde er zu sechs Monaten Freiheitsentzug verurteilt, wobei die Haftstrafe
für zwei Jahre auf Bewährung ausgesetzt wurde. Damit folgte der Spruch der
Forderung der Staatsanwaltschaft. Bemerkenswert war freilich nicht nur das
Schandurteil  selbst,  das  einmal  mehr  der  Kriminalisierung  von
Antirassismus,  Antifaschismus  und  der  ansonsten  von  der  bürgerlichen
Gesellschaft  viel  beschworenen  „Zivilcourgage“  gleichkommt.
Bemerkenswert  war  auch   seine  politische  Begründung.



Der Verurteilte wurde anscheinend als „Rädelsführer“ ausgemacht.1.
Er hätte andere mit Sprechchören „angefeuert“.  Dadurch war die
Polizei auf ihn schon einige Zeit vor der angeblichen Tat aufmerksam
geworden.  Offenkundig  sollte  so  ein  Exempel  an  einem  aktiven
Antifaschisten  statuiert  werden.  Menschen,  die  sich  durch
antirassistisches Engagement deutlich hervortun, sollen offenkundig
auch besonders „eingeschränkt“ werden.
Offenkundig ging es dabei nicht nur darum, dass der Genosse einfach2.
da  war,  sondern  er  sollte  auch  wegen  seiner  Unterstützung  der
revolutionären  Jugendorganisation  REVOLUTION  gleich  mit
verurteilt werden. Bezeichnenderweise sprach das Gericht über ihn
oft  nicht  als  Teilnehmer  einer  Demonstration,  sondern  als  deren
„Mitglied“.  Die  Aufschrift  seiner  Fahne  hatte  der  Polizist  und
Hauptzeuge gut in Erinnerung, während er sich an den Schriftzug
auch  nur  irgendeines  Transparentes,  das  die  DemonstratInnen
zeigte,  nicht  erinnern  wollte.
Das hohe Strafmaß wurde damit begründet, dass der Genosse nicht3.
nur zwei Taten begangen hätte, sondern dass diese im Rahmen des
Ersten Mai besonders schwer wiegen würden. An diesem Tag wären
Krawalle und Gewalt von Linken angesagt – und in diesem Sinne
wäre  das  Strafmaß  auch  im  Rahmen  einer  „Generalprävention“
gerechtfertigt. Es geht hier also nicht darum, die angebliche Tat wie
jede  zu  prüfen  oder  zu  beurteilen,  sondern  es  handelt  sich
offenkundig  um  ein  politisches  Urteil  zur  Abschreckung
kämpferischer  und aktiver  AntifaschistInnen und AntirassistInnen.
Die Klassenjustiz lässt grüßen.
Das Gericht erklärte außerdem auch, dass der Grundsatz „Im Zweifel4.
für  den  Angeklagten“  in  diesem Fall  nicht  zur  Geltung  kommen
würde,  da es  erstens keinen Zweifel  an der  Glaubwürdigkeit  des
Zeugen gäbe, der sich allenfalls in nachvollziehbare „nebensächliche“
Widersprüche  verstrickt  habe.  Zweitens  –  und  das  mache  seine
Aussage  besonders  glaubwürdig  –  wäre  die  Polizei  schließlich
unparteiisch, weil „eigentlich“ unbeteiligt und nur auf den „Schutz
der Demokratie“ aus,  der auch für AfD, NPD und Co. und deren
rassistische Hetze gelte.



Offenkundig  sind  manche  vor  Gericht  eben  gleicher  als  andere.5.
Verwundert sollten wir freilich nicht sein, vielmehr manifestiert sich
der Klassencharakter des Staates hier im Gerichtssaal. Die Aussage
eines Staatsdieners steht über der eines „normalen“ Staatsbürgers,
gerade weil  der Apparat  als  über den Klassen stehend erscheint.
Diese Ideologie von der „Neutralität“ des bürgerlichen Staates bildet
gewissermaßen die Grundlage dafür, dass der Beamte dem Gericht
als  besonders  „glaubhaft“  erscheint,  da  er  die  „Neutralität“  des
Staatsapparates verkörpere, während der Angeklagte seine eigenen
Interessen verfolge. Daher im Zweifel für die Anklage!
Schließlich konnte das Gericht auch nicht umhin, seinem Urteil eine6.
ausreichende und präventive „Abschreckungswirkung“ zu attestieren
und  dem  Verurteilten  auch  noch  einige  Belehrungen  in  Sachen
Demokratie  hinterherzuschicken.  Mit  „Krawallaktionen“  würde  er
nicht  nur  sich  selbst,  sondern  auch  seiner  Sache  schaden  und
Menschen  von  der  Teilnahme  an  antirassistischen  Aktionen
abschrecken.  Daher:  Antirassismus  und  Antifaschismus  sind  eine
tolle demokratische Einstellung, solange ihr den Anordnungen von
Polizei  und  Versammlungsbehörden  folgt  und  die  Rechten  nicht
weiter stört!

Das Schandurteil zeigt also: Auf Polizei und Justiz können wir uns im Kampf
gegen den Rechtsruck nicht verlassen. Sie schützen vielmehr RassistInnen
und FaschistInnen; sie  versuchen, den Widerstand zu kriminalisieren, und
AktivistInnen einzuschüchtern.

So wichtig und richtig es ist,  auch mit juristischen Mitteln gegen solche
Verurteilungen  vorzugehen,  verlassen  dürfen  wir  uns  auf  sie  nicht!
Entscheidend  ist  vielmehr  die  Solidarität  mit  dem  Genossen  und  allen
anderen AntifaschistInnen und AntirassistInnen, die von Repression betroffen
sind. Entscheidend ist es vor allem, den Kampf gegen Faschismus, Rassismus
und  Rechtspopulismus  mit  dem  gegen  das  kapitalistische  System  zu
verbinden   –  organisiert,  kämpferisch  und  massenhaft!



Fridays  for  Future:  Welche
Strategie führt zum Sieg?
Jan Hektik

Seit Fridays for Future (FFF) hunderttausende Jugendliche weltweit auf die
Straße bringt,  ist  der Klimawandel ein Thema, das überall  und vermehrt
diskutiert  wird.  Am  24.  Mai  gingen  allein  in  Deutschland  wieder  über
300.000 SchülerInnen und erwachsene UnterstützerInnen auf  die Straße.
Weltweit sollen sich 1,8 Millionen Menschen beteiligt haben. Für den 21. Juni
plant die Bewegung eine europaweite Massendemonstration in Aachen samt
Unterstützung der Aktionen von „Ende Gelände”. Am 20. September soll ein
weiterer Klimastreik samt Aktionswoche folgen, die mit einem weltweiten
Generalstreik (Earth Strike) am 27. September abgeschlossen werden soll.

Alle  seriösen  wissenschaftlichen  Erkenntnisse  belegen,  dass  sich  etwas
ändern muss und zwar grundsätzlich und sehr schnell! Doch es ist auch klar,
dass die etablierten Parteien – insbesondere CDU, SPD, FDP und AfD – dies
weder durchsetzen wollen noch werden. Dass zumindest der Jugend dies klar
ist, zeigt alleine die explodierende Bekanntheit des Videos von Rezo, welches
beim  Verfassen  dieses  Artikels  11  Millionen  Views  hatte.  Folgerichtig
mobilisiert FFF auch weiter auf der Straße und an den Schulen. Hierbei sind
vor allem drei Aspekte maßgeblich für den Erfolg der Bewegung.

Aktionen auf der Straße
FFF mobilisiert die SchülerInnen aus den Klassenräumen auf die Straße und
trägt  den Protest  sichtbar  an  die  Öffentlichkeit.  Die  Jugendlichen bauen
Druck auf, vernetzen sich und versuchen, die Bewegung zu verstetigen. Vor
unseren Augen entsteht eine fortschrittliche neue Massenbewegung, die sich
einer  zentralen  Überlebensfrage  der  Menschheit  annimmt  und  die  das
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Potential  hat,  zu  einer  dauerhaften,  langfristig  kämpfenden  Bewgung zu
werden. All dies verdeutlicht ihre Bedeutung.

Auch die Wahl des Mittels zeugt von einem richtigen Verständnis, wie man
politische Veränderungen erkämpfen kann. Das Mittel des Streiks ist seit
jeher  die  Waffe  der  Lohnabhängigen,  der  Ausgebeuteten,  der
Unterprivilegierten  gegen  Staat  und  Kapital,  um  wirklichen  und
gesellschaftlichen Druck aufzubauen. Leider richtet dieser, solange er nur
durch SchülerInnen praktiziert  wird,  keinen wirtschaftlichen Schaden an.
Solange  „nur“  SchülerInnen streiken,  stehen eben nicht  alle  Räder  still.
Deshalb geht es darum, auch die Lohnabhängigen und die Gewerkschaften
für die Bewegung zu gewinnen – und zwar nicht nur als sympathisierende
UnterstützerInnen, sondern als eine zentrale Kraft der Bewegung. Der Streik
an der Schule muss zum Streik im Betrieb werden. Schon heute sind auch
Tendenzen der Solidarität zu erkennen, z. B. hat die GEW dazu aufgefordert,
den Streik der SchülerInnen solidarisch zu unterstützen. Entscheidend wird
jedoch  sein,  dass  sie  selbst  auch  zum  Arbeitskampf  aufruft.  Die
gewerkschaftliche  Mobilisierung,  betriebliche  Aktionen  und  Streiks  beim
globalen  Klimastreik  wären  dazu  ein  wichtiger  Schritt.  Die  DGB-
Gewerkschaften sollten ihre Mitglieder zu einem Massenstreik an diesem Tag
auf die Straße und vor die Betriebe mobilisieren!

Fokussierung auf die Jugend als Handelnde
Es ist auch besonders bedeutsam, dass es gerade die Jugend ist, die sich
gemeinsam erhebt und ihren Protest auf die Straße trägt. Dies ist natürlich
auch einleuchtend angesichts der Tatsache, dass sie die Folgen der Politik
der „Alten“ – genauer der Regierungen und PolitikerInnen, die die Interessen
des  Kapitals  vertreten  -,  ausbaden  müssen.  FFF  legt  dabei  auch  den
Grundstein für das Entstehen einer neuen, massenhaften Jugendbewegung,
die  sich  nicht  nur  der  ökologischen  Frage,  sondern  auch  des  gesamten
Kampfes gegen Ausbeutung und Unterdrückung, gegen Rassismus, Sexismus
und Imperialismus annehmen kann und sollte.



International
Die streikenden SchülerInnen haben die Notwendigkeit eines internationalen
Kampfes erkannt. FFF war von Beginn an eine globale Bewegung, um ein
globales Problem anzupacken. Und das ist gut so. Schließlich hält sich der
CO2-Ausstoß auch nicht an Landesgrenzen. Folglich ist es auch besonders
essentiell,  internationale  Proteste  zu  verbinden.  Es  wäre  beispielsweise
sinnvoll, eine internationale Aktionskonferenz einzuberufen, um die Proteste
inhaltlich  und  aktionistisch  miteinander  zu  verbinden  und  Strukturen  zu
schaffen,  welche  eine  Koodination  des  Protestes  ermöglichen.  Die
Mobilisierung  nach  Aachen  stellt  einen  bedeutenden  Schritt  dar,  die
AktivistInnen  aus  verschiedenen  Ländern  nicht  nur  in  einer  Aktion  zu
verbinden, sondern auch direkte Netzwerke aufzubauen und in Aachen selbst
über  die  Form  und  Notwendigkeit  einer  solchen  demokratischen
Koordinierung  zu  diskutieren.

Doch die Bewegung hat auch einige Schwächen, die genau wie ihre Stärken
richtig erkannt und angegangen werden sollten und die es zu überwinden
gilt.

Pariser Abkommen
Zunächst ist hier ihre Orientierung am Pariser Abkommen zu nennen. Sich
Klimaziele zu setzen, ist zwar gut und richtig, aber absolut nicht ausreichend.
Weder wird erwähnt, wie und durch wen die Ziele erreicht werden sollen. So
bleiben sie – selbst wenn Länder wie die USA nicht ausgetreten wären –
letztlich  unverbindliche  Absichtserklärungen,  die  ihre  Grenze  an  den
Profitinteressen  des  Kapitals  finden.  Angesichts  der  zunehmenden
internationalen  Konkurrenz  und  eines  erbitterten  Kampfes  um  die
Neuaufteilung der Welt wollen natürlich alle bürgerlichen Regierungen dafür
sorgen, dass Klimaschutz nicht auf die eigenen Kosten geht. Die Entwicklung
der letzten Jahre bedeutet, dass die reichen, imperialistischen Länder denen
des Südens die Kosten für den Klimaschutz aufhalsen wollen. Solange die
Profitinteressen  die  Wirtschaft  bestimmen,  kann  daher  von  einer
nachhaltigen  oder  wirksamen  „Umweltpolitik”  keine  Rede  sein.



Die  Bewahrung und Regeneration  der  natürlichen Lebensgrundlagen der
Menschheit, die Rettung einer lebenswerten Umwelt stößt im Kapitalismus
an  Systemgrenzen.  Um   wirksame,  globale  Maßnahmen  durchzusetzen,
müssen die Konzerne und die großen VermögensbesitzerInnen enteignet und
die Wirtschaft gemäß den Interessen der arbeitenden Menschen und den
Erfordernissen ökogischer Nachhaltigkeit umgestaltet werden. Die Reichen
müssen für die Rettung der Umwelt bezahlen, das kapitalistische System
muss beseitigt und durch eine demokratische, sozialistische Planwirtschaft
ersetzt werden.

Die Grünen
FFF scheint große Illusionen in die Grünen zu hegen. Wenn wir uns den
Zusammenhang von Kapitalismus und Umweltzerstörung vor Augen halten,
wird auch schnell klar, warum das problematisch ist. Mit den Grünen ist
keine Politik  gegen die  Konzerne möglich.  Sie  wollen die  Quadratur des
Kreises und versprechen einen „Green New Deal“,  der  den Kapitalismus
„zügeln“ und ökologisch umgestalten soll.  Doch das ist  eine Illusion,  ein
leeres  Versprechen,  wie  die  Grünen  selbst  beweisen,  wenn  sie  an  der
Regierung  sind.  Die  Landesregierung  in  Baden-Württemberg  sucht  den
Schulterschluss mit den Automobilkonzernen, setzt auf private Elektroautos
statt  auf  öffentlichen  Verkehr  –  und  erfreut  sich  der  Beliebheit  der
Konzernchefs.  In  Nordrhein-Westfalen  haben  die  Grünen  an  der
Landesregierung der Rodung des Hambacher Forstes zugestimmt – und tun
jetzt so, also hätten sie damit nichts zu tun. Und in der Kohlekommission
haben sie einen faulen Kompromiss akzeptiert, der vor allem die Kohle der
Kohlekonzerne vergoldet.  Die Grünen haben – wie manche NGOs – auch
immer  wieder  bewiesen,  dass  sie  die  Interessen  des  Kapitals  über  ihre
Grundsätze stellen, sofern jene diesen zuwiderlaufen.

Genau deshalb ist es auch problematisch, dass viele führende Mitglieder von
FFF bei den Grünen oder NGOs organisiert sind und faktisch die Kontrolle
über alle wichtigen Entscheidungen ausüben. Damit untergraben sie nicht
nur die Demokratie von FFF, sondern lenken auch die Bewegung in eine für
das Kapital ungefährliche Richtung. Damit verunmöglichen sie, sofern sie



erfolgreich bleiben, die Erreichung der Ziele, die sich FFF gesetzt hat. Dieser
Bewegung zu helfen, sich von der politischen Dominanz der bürgerlichen und
kleinbürgerlichen  Kräfte  zu  befreien,  ist  Aufgabe  revolutionärer  Kräfte.
Daher braucht es eine offene politische Diskussion über die verschiedenen
Programme, Strategien, Taktiken – und vor allem über die Notwendigkeit, die
Bewegung gegen den Verursacher der Misere zu richten – den Kapitalismus.

Welche Klasse?
Große, ja entscheidende Teile des Kapitals haben kein Interesse an einem
wirksamen  Umweltschutz,  da  er  ihre  Geschäftsinteressen  unmittelbar
bedrohen  würde.  Die  großen  Öl-,  Gas,  und  Bergbau-Konzerne,  die
Energiewirtschaft und die meisten großen Monopole setzen nach wie vor auf
fossile Energieträger, weil sie fette Gewinne versprechen. Auch die Kapitale,
die auf erneuerbare Energien bauen, sind in erster Linie am Profit und nicht
an der Umwelt  oder an Nachhaltigkeit  interessiert.  Schließlich führt  das
marktwirtschaftliche System der  Umweltpolitik  nicht  nur  zu  aberwitziger
Konzeptlosigkeit, sondern geradezu zu Verschwendung und zugleich dazu,
dass gerade jene Länder und Bevölkerungsschichten, die am meisten von
Klimawandel  und  anderen  globalen  Umweltproblemen  (Wasserknappheit,
Umweltverschmutzung, Müll, …) betroffen sind, über die geringsten Mittel
verfügen, um etwas gegen die Probleme zu tun.

Dies liegt in der Natur des Kapitalismus, welcher durch seine Konkurrenz
nur Profitstreben ermöglicht. Auch die kleinbürgerlichen Kräfte haben ein
Interesse daran, die Last, die durch den Klimaschutz entstehen könnte, für
die Masse der Lohnabhängigen und BäuerInnen möglichst gering zu halten.

Eigentumsfrage
Die einzige Kraft, die ein langfristiges, grundlegendes objektives Interesse
am  Klimaschutz  hat,  ist  die  ArbeiterInnenklasse,  weil  sie  selber  von
Marktwirtschaft  und  Privateigentum  an  Produktionsmitteln  ausgebeutet
wird. Sie profitiert nicht von der Zerstörung der Umwelt, sondern leidet im
Gegenteil sogar unter steigenden Preisen für Lebensmittel, Trinkwasser und
sonstige knapp werdende Ressourcen. Sobald saubere Luft beispielsweise



immer  rarer  wird,  werden  sich  nur  die  reichsten  Menschen  die
entsprechenden Filter oder Ähnliches leisten können. Umgekehrt stellen die
Lohnabhängigen – im Bündnis mit den Ausgebeuteten auf dem Dorf – jene
gesellschaftliche Kraft dar, die über das Wissen und die Kompetenz verfügt,
die Produktion auf globaler Ebene sowohl im Interesse der ProduzentInnen
wie im Sinne ökologischer Nachhaltigkeit zu reorganisieren.

Nur  die  ArbeiterInnenklasse  ist  in  der  Lage,  einen  weltweiten  Plan  zur
Reorganisierung der Produktion mit Blick auf die Umwelt zu ermöglichen,
während die nationalen Kapitale und ihre Staaten in Konkurrenz zueinander
stehen und immer darauf bedacht sein werden, bloß nicht mehr für den
Klimaschutz zu zahlen als die Kapitalistenklassen der anderen Nationen. Ein
solcher  Plan  ist  aber  absolut  notwendig.  Keine  noch  so  tol le
Subventionspolitik kann die Produktionsweise radikal genug umstellen, um
die  Bedürfnisse  der  Weltbevölkerung  zu  erfüllen  und  gleichzeitig  eine
weitere Zerstörung der Umwelt zu verhindern. Zudem kann sie erst recht
nicht die entstandenen Umweltschäden beseitigen.

Hierfür  ist  es  absolut  notwendig,  die  Produktionsmittel  der  Konzerne
entschädigungslos  zu  enteignen  und  unter  die  Verwaltung  der
ArbeiterInnenklasse  zu  stellen.  Diese  Planung  darf  nicht  wie  in  den
stalinistischen Staaten von einer Bürokratie bestimmt werden, welche ihre
eigenen Interessen im Kopf hat, sondern muss demokratisch beschlossen und
umgesetzt  werden.  Nur  so  können  die  Interessen  der  überwiegenden
Mehrheit  der  Weltbevölkerung  zum  Maßstab  allen  Wirtschaftens  geraten.

#FridaysForFuture  –  Vom
Schulstreik zum Generalstreik!
Am letzten Freitag, den 24.05.19, fand wieder ein globaler Klimastreik statt.
Alleine in Deutschland beteiligten sich insgesamt über 320 000 Jugendliche
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in vielen Städten an den Demonstrationen und Kundgebungen. Diese erneute
Rekordbeteiligung zeigt deutlich auf, dass die FFF-Bewegung schon jetzt die
größte  Jugendbewegung  seit  Jahrzehnten  ist.  Die  Schüler*Innen  und
Studierenden versprechen auch weiterhin, nicht aufzuhören, bis sich endlich
tatsächlich etwas verändert.
Um den Druck weiter zu erhöhen und die Bewegung zum Erfolg zu führen,
ist der Schulterschluss mit den Lohnabhängigen Erwachsenen unerlässlich.
Deshalb  begrüßen  wir  den  kürzlich  veröffentlichten  Aufruf  der
selbsternannten Führungspersonen von FFF, im September einen globalen
Generalstreik  für  das  Klima  durchzuführen.  Wenn  wir  den  Klimawandel
stoppen wollen, reicht es eben nicht aus, wenn nur die Jugendlichen Freitags
auf die Straße gehen. Wenn die Arbeiter und Arbeiterinnen weltweit in den
Betrieben streiken und sich uns Jugendlichen anschließen, kann dies den
politischen,  aber  vor  allem  auch  den  wirtschaftlichen  Druck  auf  die
Verantwortlichen immens erhöhen und die Umweltbewegung auf ein höheres
Level heben. Hierzu müssen wir uns weiter organisieren und vernetzen, die
Bewegung  von  unten  demokratisieren  und  dafür  sorgen,  dass
verantwortliche  Pressesprecher*Innen  und  Führungspersonen
rechenschaftspflichtig,  weisungsgebunden  und  jederzeit  wähl-  und
abwählbar  sind.
Außerdem  brauchen  wir  die  direkte  Unterstützung  der  Gewerkschaften,
wenn der Generalstreik am 20. September ein Erfolg werden soll. Mit seinen
fast  sechs  Millionen  Mitgliedern  ist  der  DGB  die  mit  Abstand  größte
Organisation  der  Arbeiter*Innenklasse  und  auch  international  sind  die
Meisten  der  organisierten  Lohnabhängigen  Geschwerkschaftsmitglieder.
Zwar  ist  ein  politischer  Streik  laut  Betriebsverfassungsgesetz  verboten,
jedoch sollten wir gerade deswegen die Gewerkschaften unter Druck setzen,
sich für das Recht auf politischen Streik zu engagieren und trotz Verbot zur
massenhaften Teilnahme am globalen Klimastreik aufrufen! Wir fordern vor
allem die Jugendstrukturen und Azubi-Vertreter der Gewerkschaften dazu
auf, deutlich Position zu beziehen und uns Jugendliche in unserem Kampf
gegen den Klimawandel zu unterstützen! Denn nur durch den gemeinsamen
Schulterschluss mit den Werktätigen können wir die Umweltbewegung zum
Erfolg führen.
Weiterhin  müssen  wir  Streikkomitees  an  den  Schulen,  Unis  und  in  den
Betrieben  aufbauen  und  ein  gemeinsames  Aktionsprogramm  mit  den
Schüler*Innen, Studierenden, Werktätigen und Aktivist*Innen entwickeln, in
dem die notwendigen Schritte und Forderungen, um die Bewegung weiter
aufzubauen  und  den  Klimawandel  zu  stoppen,  artikuliert  werden.  Die



bisherigen Forderungen sind nicht einmal annähernd ausreichend, um unser
Ziel  zu  erreichen..  Wir  sollten  keine  Illusionen  darin  haben,  dass  die
Politiker*Innen  und  die  Bosse  einfach  so  auf  uns  hören  werden  oder
überhaupt ein Interesse daran haben, die Umwelt zu retten. Es sind ja gerade
jene Politiker*Innen und Konzerne, die uns die kommende Klimakatastrophe
bescheren. Darum sollten wir die Dinge selbst in die Hand nehmen und für
die Absetzung der Politiker*Innen und für die Enteignung der Klimakiller
eintreten.  Erst  dann,  wenn  wir  Jugendlichen  gemeinsam  mit  den
Arbeiter*Innen  die  gesellschaftlichen  Entscheidungen  und  die  Wirtschaft
demokratisch  kontrollieren und auf  eine  nachhaltige,  bedürfnisorientierte
Produktion umstellen, können wir den Klimawandel tatsächlich aufhalten.
Darum: Save the world – smash capitalism! Organisiert den globalen
Generalstreik!

Solidarität  mit  der  MLPD  –
gemeinsam  gegen  antideutsche
Angriffe!
In Erfurt hat laut MLPD ein Mob von vermummten Antideutschen auf der 1.
Mai Demo ihren Block angegriffen, Menschen verletzt, Fahnen zerbrochen
und geklaut. Sollte sich der Vorfall wie beschrieben abgespielt haben, muss
dieser ganz klar als Angriff auf die freie Meinungsäußerung innerhalb der
Linken und der Arbeiter_Innebewegung verstanden werden. Das weisen wir
in aller Entschiedenheit zurück.

Ebenso entschieden weisen wir zurück, wie Linkspartei und DGB offenbar
über den Lautsprecherwagen reagiert haben: Statt den Angriff aufs Schärfste
zu  verurteilen  und  die  Schläger_Innen  augenblicklich  von  der  Demo  zu
verweisen, haben sie umgekehrt die Mitglieder der MLPD von der Demo
ausgeschlossen.  Das  scheinbar  schon  zu  Beginn  der  Demo,  was  die
Angreifer_Innen  wohl  zu  dem  Überfall  motiviert  hat.
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Genau  durch  solchen  Rückenwind  oder  auch  einfach  der  Weigerung
öffentlich  gegen  Antideutsche  Stellung  zu  beziehen,  trauen  sich  diese
rechten Kräfte weiter gegen ehrliche Linke in die Offensive. In immer mehr
Städten fühlen sie sich stark genug auch physische Angriffe auf Linke zu
organisieren, statt lediglich zu verleumden und auszugrenzen. Die Gruppen,
die dazu schweigen, tragen daran eine Mitverantwortung.

Alle  ehrlichen  Linken  müssen  trotz  inhalticher  Differenzen  und  der
berechtigten Kritik an Gruppen wie der MLPD fest zusammenstehen, solche
Angriffe  gemeinsam  abwehren  und  eine  politische  Gegenoffensive
vorbereiten.

https://www.mlpd.de/2019/05/fuer-eine-bre-ite-dem-okr-atische-ueberp-arte-il
iche-akt-ionse-inheit- im-antifaschistischen-kampf-und-gegen-die-
rechtsentwicklung-der-regierung-keine-chance-den-antideutschen-
s c h l a e g e r n - u n d -
spaltern?fbclid=IwAR1MvkMVpykDwYjtm0TXIrSl89mo6SmzyuD0ujnDf0A5C
gRY_66XrQyeD5U

Landtagswahlen und Rechtsruck
in Sachsen
von Peter Böttcher

In  Sachsen  stehen  am  1.  September  die  Landtagswahlen  an.  Die
Umfragewerte für die AfD (derzeitig  rund 24 %), die ständig stattfindenden
rassistischen  Aufmärsche  und  Übergriffe  machen  eins  deutlich:  Der
Rechtsruck schreitet  in immer größeren Schritten voran und äußert sich
immer mehr auch auf der Straße wie beispielsweise in den Mobilisierungen
der rechten und faschistischen Kräfte in Chemnitz letztes Jahr. Die Linke
befindet sich immer noch in der Defensive oder ist gar passive Zuschauerin.
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In Chemnitz haben FaschistInnen ihr wahres Gesicht gezeigt: Menschen, die
dem „deutschen“ Bild nicht entsprachen oder vermeintlich links aussahen,
wurden  gejagt  und  zusammengeschlagen.  Die  Linke  war  vor  Ort  in  der
Unterzahl  und  konnte  somit  den  Rechtsextremen  nicht  ansatzweise  den
öffentlichen Raum streitig machen. Auch rechtsradikale Strukturen wie „Der
III.  Weg“ und die „Identitäre Bewegung“ profitieren vom Rechtsruck und
werden  immer  selbstbewusster,  treten  offen  auf  und  suchen  den
Schulterschluss  mit  der  AfD.

AfD und andere Rechte
Es besteht die Gefahr, dass die AfD nach den kommenden Landtagswahlen
stärkste Fraktion im Landtag wird. Unter Umständen wird sie dann mit der
CDU  gemeinsam  eine  Regierung  bilden.  Sofern  Christdemokratie,  FDP,
Grüne und SPD gemeinsam keine Mehrheit erreichen, könnte erstere mit der
AfD koalieren. Doch egal ob eine CDU-AfD-Regierung zustande kommt oder
nicht, die AfD wird die CDU weiter nach rechts drängen. Die Folgen davon
werden  schwerwiegend  sein.  Schon  jetzt  wird  im  Kabinett  das  neue
Polizeigesetz  (PVDG)  diskutiert  und  es  soll  noch  im  April  vom Landtag
verabschiedet  werden.  Nach  den  Wahlen  werden  mit  Sicherheit  weitere
repressive  Gesetze  und  der  Ausbau  des  Überwachungs-  und
Sicherheitsapparates folgen. Der alltägliche und staatliche Rassismus wird
noch offener zutage treten usw.

Zudem ist die AfD nicht die einzige Partei, die rechts von der seit über 25
Jahren regierenden CDU steht und zu den Landtagswahlen antritt. Neben der
Rechtsabspaltung von André Poggenburg, der Partei „Aufbruch deutscher
Patrioten“ (AdP), will sich auch die neu gegründete Partei von Frauke Petry
(„Die blaue Partei“ bzw. „Die Blauen“), welche sich selbst als rechts von FDP
und CDU, aber  links  von der  AfD stehend beschreibt,  zur  Landtagswahl
antreten. Beide Parteien rechnen sich gute Chancen aus, über die 5 %-Hürde
zu kommen. Außerdem tritt noch die NPD an, womit sich demnach insgesamt
vier rechts von der CDU stehende Parteien zu den Wahlen aufstellen lassen.
Inwieweit  und  ob  die  Abspaltungen  der  AfD in  Sachsen  überhaupt  eine
relevante Rolle bei den Landtagswahlen spielen werden, ist fraglich. Es wäre



auch denkbar, dass sich die neue Partei Poggenburgs zum Sammelbecken für
rechtsradikale und faschistische Kräfte entwickelt. Ob die Abspaltungen der
AfD  nach  den  Landtagswahlen  überhaupt  noch  eine  Perspektive  haben
werden oder ob sie genauso wie die liberal-konservative Partei von Bernd
Lucke (Liberal-Konservative Reformer/LKR, bis 2016: Allianz für Fortschritt
und  Aufbruch/ALFA)  in  der  Bedeutungslosigkeit  verschwinden,  wird  sich
zeigen. Klar ist jedoch, dass die AfD trotz ihrer internen Zerstrittenheit und
ihrer geschwächten Position infolge der Spaltungen nach wie vor die größte
rechte Gefahr für die Werktätigen und die organisierte Linke darstellt.

Wie kämpfen?
Um gegen den Rechtsruck und die AfD anzukämpfen, braucht es eine breit
aufgestellte, schlagkräftige linke Bewegung. Hierbei könnte die Partei DIE
LINKE mit ihrer Basis und ihren Mitteln eine entscheidende Rolle spielen.
Jedoch  ist  deren  Führung  bisher  nicht  darauf  aus,  ihre  Partei  darauf
vorzubereiten,  diese  Rolle  einzunehmen.  Ganz  im  Gegenteil:  Linke
Spitzenkandidaten wie Rico Gebhardt begreifen die eigene Partei nur als
„letzte  Bastion  des  Humanismus“  und  Teil  von  „Bürgerbündnissen“.  Sie
negieren jeglichen Klassenbezug des Kampfes gegen rechts – und damit auch
die  nötigen  Schritte,  um  eine  antifaschistische  bzw.  antirassistische
Einheitsfront und die ArbeiterInnenbewegung wieder aufzubauen und gegen
den Rechtsruck in Stellung zu bringen. Dies spielt letztlich der AfD weiter in
die Hände.

Darum muss  es  unsere  dringendste  Aufgabe sein,  mit  allen  Mitteln  und
Möglichkeiten  diesen  Rechtsruck  und  den  Siegeszug  der  Rechten,
insbesondere  den  der  AfD,  aufzuhalten.  Dabei  dürfen  wir  uns  nicht  auf
andere  linke  Organisationen,  wie  reformistische  Parteien  und  deren
opportunistische Führungen verlassen. Diese haben dem Rechtsruck bisher
nichts  effektiv  entgegensetzen  können  und  werden  auch  zukünftig  die
ArbeiterInnenbewegung und den antirassistischen Kampf in eine Sackgasse
führen.

Aber  zugleich  ist  es  notwendig,  die  Mitglieder,  UnterstützerInnen  und
WählerInnen der Gewerkschaften, von Linkspartei und auch der SPD für den



gemeinsamen Kampf gegen Rassismus, Faschismus und Rechtspopulismus zu
gewinnen.  Ohne  diese  ArbeiterInnen  und  Jugendlichen  fehlen  uns
schlichtweg die Kräfte, der AfD, den anderen rechten Parteien oder Pegida
wirksam und erfolgreich entgegenzutreten.

Wir  als  revolutionäre,  kommunistische  Jugendorganisation  müssen  klare
antifaschistische und antirassistische Positionen beziehen und alles tun, um
eine  Einheitsfront  aller  linken  Gruppen  und  der  Organisationen  der
ArbeiterInnenklasse  gegen  den  Rechtsruck  aufzubauen.  Wir  müssen  die
SchülerInnen in den Schulen, die Jugendlichen in den Ausbildungsstätten
und  Universitäten  organisieren,  denn  sie  sind  oft  diejenigen,  die  am
entschlossensten gegen Rassismus und Faschismus kämpfen wollen. Sie sind
zumeist  noch  nicht  durch  das  System  und  die  bürgerliche  Propaganda
korrumpiert worden und mögen nicht tatenlos zuschauen, wie sie in Zukunft
von RassistInnen (oder gar FaschistInnen) im Nadelstreifen regiert werden.
Darum arbeiten wir in Sachsen derzeitig aktiv mit anderen Jugendlichen an
der Durchführung einer gemeinsamen antirassistischen Kampagne.  Unser
Ziel  ist  es,  durch Aktionen, Kundgebungen, Veranstaltungen u.  v.  m. vor
allem  SchülerInnen  zu  erreichen  und  bei  der  Selbstorganisation  in  den
Schulen  zu  unterstützen.  Der  Höhepunkt  unserer  Kampagne  soll  ein
Schulstreik  Ende  Juni  werden.  Wir  wollen  versuchen,  dabei  alle
interessierten  Jugendlichen  und  linken  Gruppen,  die  ebenfalls  die
Notwendigkeit des Aufbaus einer antirassistischen Aktionseinheit erkennen,
mit einzubeziehen.

Am 1. Mai will die NPD in Dresden aufmarschieren. Wir befinden uns derzeit
mit anderen Jugendlichen und linken Jugendorganisationen in der Planung
und im Austausch darüber, wie wir es schaffen, uns den FaschistInnen in den
Weg zu  stellen  und  dabei  gleichzeitig  auch  unsere  eigenen  Inhalte  und
Positionen auf die Straße zu tragen. Aktuell steht daher die Anmeldung einer
Demonstration  an,  die  vom  „Picknick“  der  Partei  DIE  LINKE  zum
Gewerkschaftshaus  führen  soll.  Wir  wollen  dabei  insbesondere  jene
Jugendlichen  und  ArbeiterInnen  erreichen,  denen  es  nicht  ausreicht,
Würstchen zu essen, während die FaschistInnen der NPD versuchen, uns
unseren  Tag  zu  nehmen.  Wir  werden  uns  im  Anschluss  an  unsere



Demonstration den Aktivitäten gegen den Naziaufmarsch anschließen und
deutlich  machen,  dass  der  Erste  Mai,  der  Kampftag  der  Arbeiter  und
Arbeiterinnen, rot bleibt!

Interview  mit  einer  linken
Aktivistin in Sachsen
von Leonie Schmidt

Du  bist  linke  Aktivistin  in  Sachsen  und  das  scheint  ein
besonders hartes Pflaster dafür zu sein. Wurdest du schon
mal wegen deiner politischen Meinung angefeindet?
Ja, klar. Das ist leider eine Sache, die mit dem Rechtsruck einhergeht. Rechte
Meinungen  werden  salonfähiger  und  dementsprechend  kommt  es  auch
immer mehr bei  jungen Leuten an.  Im Osten haben wir auch mit  einem
gewissen Antikommunismus zu kämpfen, weil manche Leute denken, dass
wir uns DDR und Stasi zurückwünschen, aber das hat für uns nichts mit
Kommunismus zu tun!

Welche  Erfahrungen  hast  du  mit
Lehrer_Innen/Ausbilder_Innen,  die  von  deinem  Aktivismus
mitbekommen haben?
Bisher  eigentlich  nur  gute.  Klar  stehen  sie  dem  etwas  misstrauisch
gegenüber  aber  beispielsweise  wurde  uns  von  einer  Lehrerin  sogar
angeraten zu den „Fridays For Future“-Demos zu gehen. Bei Freund_Innen
sieht das anders aus. Denen werden vom Direktor Repressionen angedroht,
wenn  sie  in  der  Schule  Flyern  oder  versuchen,  Schüler_Innenkomitees
aufzubauen.  Dagegen  müssen  wir  solidarisch  zusammenhalten  und
ankämpfen!
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Wie  reagieren  deine  Freunde  darauf,  wenn  du  ihnen  von
deiner politischen Meinung und Ansichten erzählst?
Die meisten sind schon interessiert und haben Bock, mit auf Demos oder
Treffen zu kommen. Sicherlich gibt es dumme Kommentare, wenn Treffen
und Demos plötzlich vor Chillen im Park geht. Aber wir machen Politik nicht
zum Spaß, sondern weil  sie notwendig ist!  Deshalb mache ich Politik im
Freundeskreis.  Auch wenn sich Leute falsch verhalten,  also zum Beispiel
sexistische  oder  rassistische  Kommentare  ablassen,  muss  man  darauf
eingehen  und  darüber  diskutieren.

Rechte Übergriffe werden mehr. Verzichtest du teilweise auf
die Teilnahme an Demos, weil du Angst hast, angefeindet zu
werden?
Eigentlich gehe ich sehr offen mit meiner Meinung um. Ich versuche aber
trotzdem, vorher einzuschätzen, wie Leute drauf reagieren könnten oder ob
sie  bestimmte  Symbole  tragen,  welche  darauf  schließen  lassen,  dass  es
gefährlich sein könnte, meine Meinung zu äußern. Oftmals ist aber nicht nur
körperliche Gewalt durch Nazis ein Problem, es kann auch sein, dass man
von  anderen  „linken“  Menschen  ausgegrenzt,  aus  Bündnissen  oder  von
Demos geschmissen wird, wenn man öffentlich den Staat Israel und seine
Politik kritisiert und mit  unterdrückten Palästinenser_Innen solidarisch ist.
Dies kommt meist von Antideutschen.

Also sind nicht nur Rechte und Nazis ein Problem sondern
auch vermeintlich linken Antideutschen?
Total. Leider sind sie aber überall dabei und können mit einem gepfefferten
Antisemitismusvorwurf viele eher bürgerliche Linke in ihr Boot holen. Viele
sagen dann, sie reden mit uns erst gar nicht, weil wir radikale Islamist_Innen
(also die Hamas) und Antisemit_Innen unterstützen würden. Was natürlich
Quatsch ist.

Und wie behindert dich das in deiner politischen Arbeit?
Es  kommt,  wie  bereits  erwähnt,  hauptsächlich  zu  Ausschlüssen  und
Gerüchten.  Aber  uns  wurde  auch  mit  körperlicher  Gewalt  gedroht.  Wir



wurden auch schon von solchen Leuten auf offener Straße angespuckt. Auch
in anderen Städten werden einzelne Aktivist_Innen gezielt angegriffen und
Veranstaltungen müssen vor Antideutschen geschützt werden.

Wie reagierst du in solchen Situationen?
Ganz wichtig:  Ob Faschos oder vermeintliche Linke,  die einen bedrohen:
Ruhig  bleiben  und  sich  nicht  einschüchtern  lassen.  Wenn  man  in  einer
Gruppe  unterwegs  ist,  sollte  man  kollektiv  reagieren.  Also  kollektive
Selbstverteidigung oder eben kollektives Zurückpöbeln. Wenn man alleine
ist,  kann man eher weniger machen,  außer sich vielleicht  Gesichter und
Namen merken. Wichtig ist, solche Angriffe öffentlich zu machen und sich
mit anderen angegriffenen Gruppen zusammenzuschließen.

Warum nicht einfach ohne Flyer und Fahne auf die Demo?
Ich bin ja nicht nur auf einer Demo, um ein Zeichen setzen. Es geht darum,
Leute für seine Politik zu gewinnen und eine breite Bewegung aufzubauen.
Das  geht  super  auf  Demos,  weil  da  viele  junge  politisch  interessierte
Menschen sind, aber es geht nur mit inhaltlichem Input wie Zeitungen und
einem  klaren  Erkennungsbild  wie  Fahnen.  Wenn  Jugendliche  zur  Demo
kommen, um bei uns mitzulaufen, wäre es doch mega bescheuert, die Fahnen
zu Hause zu lassen.

Warum bist du politisch aktiv?
Ich bin der Meinung, dass wir nur alle zusammen etwas erreichen können. So
wie  unsere  Welt  zurzeit  aussieht,  kann  sie  nicht  bleiben.  Unser
Wirtschaftssystem beutet  nicht  nur  uns  aus,  sondern  auch  Menschen  in
Halbkolonien,  es  gibt  Geflüchtete,  die  Schutz  vor  Krieg  und  Verfolgung
suchen, aber alles, was ihnen entgegenschlägt, sind Hass und Rassismus.
Frauen* und LGTBIA* Menschen werden weiterhin unterdrückt, verfolgt und
ihrer Rechte beschnitten. Die Umwelt wird im Kapitalismus immer weiter
zerstört werden. Ich bin sicher, dass wir in einer solidarischen, das heißt
sozialistischen Zukunft  leben können. Bloß wird uns das nicht geschenkt
werden, denn die Herrschenden hätten da etwas dagegen. Deswegen müssen
wir  dafür  kämpfen  und  selbst  aktiv  werden.  Wir  brauchen  eine  breite
Massenbewegung und da zählt jede_R Einzelne! Und nur weil es ein paar



Rückschritte, Angriffe oder Repressionen gibt, heißt es keinesfalls, dass wir
aufgeben sollten! Wir sollten uns zwar immer kritisch selbst hinterfragen,
aber  definitiv  nichts  einfach  hinschmeißen,  nur  weil  es  sich  anfühlt,  als
würden zurzeit  nicht  so  viele  Menschen unsere  Ideen  teilen.  Denn:  Wir
Jugendlichen haben nichts zu verlieren außer unserer Ketten!

Dresden: 1. Mai – Nazifrei?
von Leonie Schmidt und Peter Böttcher

Zum 1. Mai haben wir in Dresden gemeinsam mit anderen sozialistischen
Organisationen  eine  antikapitalistische,  revolutionäre  Demonstration
durchgeführt, womit in dieser Stadt zum ersten Mal seit 9 Jahren wieder eine
rote  Demo  am  internationalen  ArbeiterInnenkampftag  stattfand.  Diese
startete  am  Alaunplatz  und  endete  mit  einigen  Unterbrechungen  am
Gewerkschaftshaus  der  DGB.  Laut  und  kämpferisch  zogen  wir  zunächst
durch  die  Neustadt  bis  zum dortigen  Bahnhof.  Dort  sollte  ebenfalls  der
Naziaufmarsch  der  NPD beginnen.  Da  diese  jedoch  bereits  vor  unserer
Ankunft  mit  ihrer  Demonstration  starteten,  sagten  wir  spontan  unsere
Zwischenkundgebung am Bahnhof Neustadt ab und schlossen uns an der
Marienbrücke den Blockaden gegen die NPD an, welche durchaus erfolgreich
waren.

Jedoch konnte die NPD dann doch weiterlaufen – angeblich aufgrund der
Tatsache,  dass sich die Faschos ihren Weg selbst  frei  prügelten (Quelle:
D r e s d e n  N a z i f r e i ,
https://twitter.com/buntesdresden/status/1123605314069323777?s=21)  und
eine zweite Blockade an der Marienbrücke aufgrund von zu langem Zögern
und Unsicherheiten nicht durchgeführt werden konnte. Das zeigt auf, dass 1.
Aktivist_Innen sich während einer Blockade niemals über die ganze Straße
verteilt  hinsetzen  sollten,  da  man  so  keinesfalls  angemessen  schnell

https://onesolutionrevolution.de/dresden-1-mai-nazifrei/
http://arbeiterinnenmacht.de/2019/04/03/landtagswahlen-und-rechtsruck-in-sachsen/


reagieren  kann,  sondern  in  eingehakten  Reihen  stehen  sollten,  um sich
geschlossen bewegen und zur Wehr setzen zu können! 2. Braucht es eine
demokratisch legitimierte Demoleitung, welche über Vorgehen entscheidet,
am besten nach dem Delegierten-Prinzip und nicht bloß Veranstalter, die
über den Lauti durchsagen, dass man überlegen könnte, was zu tun wäre, da
das die Schlagkraft und die Flexibilität von Blockaden erheblich schwächt.
Auch kann festgehalten werden, wenn sich die Nazis den Weg wirklich selbst
frei  geprügelt  haben,  dass  damit  die  Zusammenarbeit  von  Faschos  und
Bullen eine ganz neue, ekelhafte Dimension erreicht hat. Wenngleich es in
der Vergangenheit öfter schon zu internen Skandalen bei der Polizei und dem
VS kam (bspw. NSU, NSU 2.0,  Maaßen-Affäre etc.),  ist  diese öffentliche
Unterstützung doch etwas Neues. Zwar kann es sein, dass die Polizei gar
nicht  genug  Einsatzkräfte  hatte,  da  der  ganze  Tag  deutschlandweit  von
vielerlei Demos geprägt war. Jedoch kann das keine Entschuldigung dafür
sein, dass militante Neonazis sich ihre Demoroute selbstständig freiprügeln
(laut einzelnen Angaben bei Twitter sogar mit tatkräftiger Hilfe der Cops).

Leider  kam  es  mal  wieder  zu  sektiererischem  Verhalten  durch  die
Veranstalter  des  Gegenprotests  an  der  Marienbrücke.  Wir  und  andere
sozialistische Gruppen wurden darauf angesprochen, dass rote Fahnen nicht
erwünscht seien (ausgerechnet am 1. Mai!) – während gleichzeitig Verdi- und
Grüne-Fahnen  über  der  Blockade  wehten.  Weiterhin  wurden  wir
aufgefordert, das verteilen von Flyern, welche sich inhaltlich gegen die AfD
richteten, einzustellen. Dazu fällt uns dann tatsächlich nicht mehr viel ein.
Während Dresden Nazifrei aufgrund der verhältnismäßig kleinen Blockaden
auf  Twitter  um Unterstützung  bat,  die  Leute  vom Lauti  aus  aufgerufen
wurden,  doch  bitte  unbedingt  da  zu  bleiben,  die  Cops  offen  mit  einer
Räumung drohten und Faschos sich selbst unweit des Geschehens den Weg
frei prügelten, spalteten die Organisatoren vor Ort also den Gegenprotest
und gefährdeten  damit  den  Erfolg  der  antifaschistischen Blockaden.  Wir
haben  uns  dennoch  dazu  entschieden,  dort  zu  bleiben  und  somit  das
Verhalten der Sektierer als nicht hinnehmbar zurückgewiesen.

Dennoch  waren  die  Blockaden  erfolgreich,  da  die  NPD  nach  ihrem
Durchbruch nur eine stark verkürzte Route lief und auch nicht durch die



Innenstadt  ziehen  konnte.  Des  Weiteren  waren  es  nur  knapp  200
Teilnehmer_Innen, obwohl das Doppelte angemeldet war.Danach setzen wir
unsere eigene revolutionäre 1. Mai Demo fort, da wir weiterhin neben den
notwendigen  Aktivitäten  gegen  den  Naziaufmarsch  auch  unsere  eigenen
antikapitalistischen Akzente setzen wollten.Weiterhin lautstark kamen wir
vor dem DGB-Haus in Dresden Mitte an und hielten mehrere Reden. Unsere
handelten  vor  allem  von  der  Dringlichkeit  einer  antifaschistischen
Einheitsfront  und  des  Aufbaus  einer  sozialen  Bewegung  gegen  den
Rechtsruck,  von  der  Notwendigkeit  der  revolutionären  Überwindung des
kapitalistischen  Systems,  warfen  eine  sozialistische  Perspektive  auf  und
richteten  sich  gegen  den  Reformismus  sowie  den  Opportunismus  der
Führung  der  Gewerkschaften  und  der  Sozialdemokratie,  ganz  nach  dem
Motto: Sozialismus oder Barbarei.

Nach unserer Abschlusskundgebung entschlossen wir uns noch dazu, gegen
die AfD am Neumarkt zu protestieren, da diese dort völlig ungestört ihr
sogenanntes „Maifest“ abhalten konnte. Diese Wahlveranstaltung reihte sich
mit ein in die Versuche von AfD, NPD, III. Weg und anderen Rechten, den 1.
Mai für ihre Zwecke zu vereinnahmen. Die Polizei war zwar vor Ort, musste
aber nichts tun, da die AfD anfangs ungestört und umringt von Tourist_Innen
und Dresdner_Innen, die den freien Tag genossen, ihre rassistische Scheiße
propagieren konnte. Es gab vorerst keinen Gegenprotest. Kurz nachdem wir
angekommen waren,  konnte dann aber  durch andere Aktivist_Innen eine
Gegenkundgebung  angemeldet  werden,  welche  allerdings  nur  in  einiger
Entfernung genehmigt wurde, so dass von Protest in Hör- und Sichtweite
kaum die Rede sein konnte. Die Beteiligung am Gegenprotest war ziemlich
gering, es waren ca. 30 – 40 Leute, die größtenteils saßen, da die meisten
Menschen wohl nach den Blockaden gegen die NPD zu erschöpft waren oder
gleich den Heimweg antraten. Dennoch war die Kundgebung lautstark und
extrem wichtig, denn die AfD stellt in Sachsen gerade eine sehr akute Gefahr
dar, die vor allem nach den Landtagswahlen stärkste Kraft werden könnte
und sich somit sicher an der sächsischen Landesregierung beteiligen würde.
( m e h r  I n f o s  h i e r :
http://arbeiterinnenmacht.de/2019/04/03/landtagswahlen-und-rechtsruck-in-s
achsen/).  Für  uns  als  Jugendliche,  Migrant_Innen,  Frauen  und  LGTBIA*-
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Menschen ist die AfD aktuell auch eine realere Gefahr als die NPD. Sicherlich
steht die NPD rechts von der AfD, ist offen faschistisch, steht in Verbindung
mit Rechtsterroristen usw. Jedoch ist sie als Partei, auch in Sachsen, kaum
noch relevant. Dementsprechend müssen wir auch den Protest gegen die AfD
stärker forcieren und für kämpferischen, massenhaften Widerstand sorgen.
Rein symbolischer Protest wird die Rassist_Innen und Sexist_Innen der AfD
nicht  aufhalten,  wir  müssen  uns  überall  dort  organisieren  und
Selbstverteidigungskomitees gegen die Angriffe von Faschos und Rechten
bilden, wo wir täglich leben, lernen und arbeiten – also in der Schule oder
Uni, auf der Arbeit, im Kiez, usw. Und selbstverständlich müssen wir den
Kampf gegen den Rechtsruck mit einer sozialistischen und revolutionären
Perspektive  verbinden,  da  der  Kapitalismus  mit  seinen  immer
wiederkehrenden Krisen erst den Nährboden für rassistisches, sexistisches
und antisemitisches Gedankengut bildet. Auch der Faschismus ist letztlich
Ausdruck und Folge bürgerlicher Herrschaft. Daher kann die faschistische
Gefahr auch erst durch die Zerschlagung des Kapitalismus an sich endgültig
gebannt werden.


